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Wachstumsbremse Bürokratie lösen

Bürokratieabbau wird von den Unter-

nehmen regelmäßig als wichtigstes 

Handlungsfeld für die Politik genannt.1

Effizienter Rechtsrahmen und 

zeitgemäße Verwaltung ermöglichen 

den Unternehmen, sich auf ihr 

operatives Geschäft zu konzentrieren.

Praxisnähe in der Gesetzgebung 

herstellen, professionelle Strukturen 

schaffen und Digitalisierung nutzen.

Situation Zielsetzung Lösung

Bürokratieabbau als 

Konjunkturprogramm 

zum Nulltarif nutzen

Impuls 1 1) Zahlreiche unnötig komplexe Vorschriften und Pflichten 

binden insbesondere in KMU Ressourcen und hemmen 

dadurch Produktivität und Innovationskraft.2

2) Den Unternehmen werden zunehmend originär staat-

liche Aufgaben übertragen, z.B. bei den CSR-Berichts-

pflichten, den geplanten Unternehmenssanktionen oder 

der Geldwäscherichtlinie.

3) Durch immer mehr EU-Vorschriften und (Pre-)Gold-

plating des nationalen Gesetzgebers werden Unter-

nehmen zusätzlich und teilweise mehrfach belastet.

1) Systematischen Bürokratieabbau – vor allem im Mittel-

stand – als kostenloses Wachstumsprogramm begreifen 

und so private Investitionen ermöglichen. 

2) Unternehmen dürfen nicht für die Erreichung politischer 

Ziele eingespannt und/oder für die Erfüllung genuin 

staatlicher Aufgaben genutzt werden.

3) Zusätzliche Vorschriften und Pflichten aufgrund neuer 
EU-Regelungen verhindern und proaktive nationale 
Initiativen unterlassen. Das Nebeneinander von 
nationalem und EU-Recht möglichst vermeiden.

1) Langfristige Ziele für Bürokratieabbau definieren 

und obligatorischen Praxis-Check nach Vorbild der 

Clearingstelle Mittelstand einführen, um 

Tauglichkeit von Gesetzen zu gewährleisten.

2) Im Koalitionsvertrag Moratorium für diejenigen 

Gesetze verankern, die Unternehmen überfordern 

und unverhältnismäßig stark belasten.

3) Grundlegende Entschlackung und Etablierung der 

„one in, one out“-Regel. Richtlinien 1:1 in nationales 

Recht umsetzen, kein (Pre --)Goldplating

Verwaltung ins 

21. Jahrhundert bringen

Impuls 2 1) Deutschland belegt im Bereich der digitalen Verwaltung 

EU-weit einen der letzten Plätze.3 Die Corona-Krise hat 

offenkundig gemacht, dass zahlreiche Verwaltungs-

prozesse immer noch nicht digital funktionieren.

2) Unternehmen haben durchschnittlich 130 Behörden-

kontakte pro Jahr.1 Es fehlen nutzerorientierte digitale 

Verwaltungslösungen. Erhebliches Einsparpotenzial 

liegt für Unternehmen brach (1 Mrd. Euro pro Jahr).

1) Alle Verwaltungsleistungen sind bundesweit leicht über 

einen single-point-of-contact auffindbar, einfach und 

standardisiert digital nutzbar sowie effizient und - wo 

möglich - automatisiert durchführbar.

2) Fokus von digitalen Verwaltungsangeboten auf Unter-

nehmen legen und nutzerorientiert entwickeln. Unter-

nehmen können sich online eindeutig identifizieren und 

authentifizieren.

2) Unternehmen in Digitallaboren konsequent in die 

Ausgestaltung von E-Gov-Angeboten einbeziehen. 

ELSTER-Zertifikat und Unternehmenskonto zügig 

und bundesweit einheitlich einführen.

Planung entschlacken und 

digitalisieren

Impuls 4 1) Langwierige Planungs- und Genehmigungsverfahren 

zählen zu den drei Hauptgründen für langsames 

Unternehmenswachstum.1

2) Analoge Verfahrensabläufe binden enorme Ressourcen 

– auch auf Verwaltungsebene. Bestehende digitale 

Bundesstandards werden nur schleppend umgesetzt.

1) Verlässlichkeit und Planungssicherheit müssen gewähr-

leistet sein sowie Verfahren beschleunigt werden.

2) Medienbruchfreie Prozesse und Datentransfer auf Basis 

der Bundesstandards (XBau, Xplanung) müssen im 

Vordergrund stehen.

1) Konsequente Digitalisierung des gesamten Ver-

fahrens (Standard XBau) und Verstetigung des bis 

Ende 2021 befristeten Plansicherstellungsgesetzes.

2) Digitale Bearbeitung, Archivierung & Beteiligung 

(z.B. TöB) in der Bauleitplanung mit einheitlichem 

TöB-Server steuern (Standard XPlanung).

Bürokratieabbau zur 

Chefsache machen

Impuls 3 1) Bürokratieabbau erfolgt weitgehend unkoordiniert und 

beschränkt sich auf Einzelmaßnahmen. Eine ganzheit-

liche, langfristig angelegte Strategie und adäquate, 

professionelle Strukturen fehlen.

2) In Gesetzen und Verordnungen werden zwar die 

Kosten der Regulierung formuliert, eine wirksame und 

systematische „Erfolgs- und Wirkungskontrolle“ anhand 

von vorher definierten Zielen findet aber nicht statt.

1) Zielorientierten und ressortübergreifenden Ansatz 

beim Bürokratieabbau verfolgen, wobei die Berück-

sichtigung der Unternehmensrealität im Mittelpunkt 

stehen sollte.

2) Es muss ein effizienter Rechtsrahmen angestrebt 

werden, kein ausufernder – dazu bedarf es einer 

Qualitätskontrolle.

1) Kanzleramt mit Ausarbeitung einer legislatur-

übergreifenden Agenda beauftragen. Dabei 

Praxiswissen der Länder, Kommunen und 

Unternehmen nutzen. Bürokratieabbau mit 

ganzheitlichem Branchenansatz verfolgen.

2) Grundsätzlich alle Gesetze verpflichtend und regel-

mäßig evaluieren. Bei Verfehlung der vorab defi-

nierten Ziele müssen Gesetze angepasst oder 

gestrichen werden. 

1 u.a. DZ Bank-Studie „Mittelstand im Mittelpunkt“ 2020
2 NKR-Stellungnahme zum Bericht der Bundesregierung zum Bürokratieabbau 2020
3 EU Kommission „Index für die digitale Wirtschaft und Gesellschaft“ 2020

Situation Zielsetzung Lösung

1) OZG konsequent und beschleunigt umsetzen. De-

priorisierung von Leistungen als seltene Ausnahme. 

Portalverbund der Landesportale wie WSP.NRW 

nach dem Once-Only-Prinzip umsetzen. 
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